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Rechtsgutachten bestätigt Zulässigkeit neuer Gesamtschul-Gründungen und 
widerlegt Auffassung der Landesregierung 
 
Ein Rechtsgutachten widerlegt jetzt zentrale juristische Argumente der 
Landesregierung gegen die Gründung neuer Gesamtschulen. Im Zentrum steht die 
Auffassung der Schulministerin, dass mindestens ein Drittel der Schüler eine 
Empfehlung für das Gymnasium vorweisen müssten, damit eine neue Gesamtschule 
genehmigt werden kann. Der „Auffassung der Ministerin für Schule und 
Weiterbildung kann nicht gefolgt werden“, heißt es dazu in dem Gutachten, das der 
Bonner Verwaltungsjurist Dr. Christian-Dietrich Bracher im Auftrag der SPD-
Ratsfraktion Leverkusen erstellt hat. Auch der Ganztagsbetrieb darf Gesamtschulen 
nicht alleine mit dem Hinweis auf andere Prioritäten der Landesregierung verweigert 
werden. Die betroffenen Städte haben vielmehr Anspruch auf Prüfung des 
Einzelfalls. Die Stadt Leverkusen hat auf Beschluss des Stadtrats am 30. Juni bei der 
Bezirksregierung Köln die Genehmigung einer dritten Gesamtschule beantragt. 
 
„Das Gutachten ist juristische Munition für alle Gesamtschul-Initiativen in Nordrhein-
Westfalen, denen die Schulaufsicht schon eine Ablehnung signalisiert hat“, sagt die 
jugendpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion im Rat der Stadt Leverkusen, Eva Lux. 
An fast allen Gesamtschulen des Landes gebe es Anmeldeüberhänge. In 
zahlreichen Kommunen fordern Elterninitiativen und Stadträte neue Gesamtschulen, 
unter anderem in Wuppertal, Hemer (Märkischer Kreis), Lippstadt (Kreis Soest), 
Alfter, Siegburg (beides Rhein-Sieg-Kreis) und Bonn. Das aktuelle Rechtsgutachten 
stärke die Position der Städte, so die Ratsfrau. In Siegburg sei die Gründung einer 
Gesamtschule bisher daran gescheitert, dass die Bezirksregierung Köln keinen 
Ganztagsbetrieb genehmigt hatte und daraufhin das Elterninteresse nachließ, sagt 
Lux. „Da hat die Bezirksregierung Köln ohne Begründung mitgeteilt, dass ‚kein 
Ganztag bewilligt werden kann’. Aus dem Gutachten ergibt sich, dass die Siegburger 
Gesamtschule durch einen rechtsfehlerhaften Bescheid verhindert wurde.“  
 
„Schulministerin und Bezirksregierungen fahren eine Entmutigungstaktik gegen neue 
Gesamtschulen“, sagt Eva Lux, die auch Parteivorsitzende der Leverkusener SPD 
ist. So habe die Bezirksregierung Köln im Juni dieses Jahres quasi präventiv an alle 
Städte geschrieben, dass mit der Genehmigung des Ganztags für Gesamtschulen 
nicht zu rechnen sei und mindestens ein Drittel gymnasialgeeigneter Schüler 
nachgewiesen werden müssten. Lux: „Das Gutachten zeigt: Dieses Gebaren geht 
nicht nur an den Bedürfnissen von Eltern und Kindern vorbei, es entspricht auch 
nicht der Rechtslage.“ 
 
 
Verantwortlich: Nina Lepsius 
SPD-Fraktion im Rat der Stadt Leverkusen 
Dhünnstraße 2b 
51373 Leverkusen 
Tel.: 0214 / 47573 
Fax: 0214 / 3105046 
fraktion@spd-leverkusen.de  
http://www.spd-leverkusen.de 



Gesprächsteilnehmer / Kontaktdaten 
 
 
 
 
Eva Lux 
 
Mitglied des Rats der Stadt Leverkusen (Ratsfrau) 
 
Jugend- und sozialpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion im Rat 
der Stadt Leverkusen 
 
Parteivorsitzende der Leverkusener SPD 
 
Kontakt: Tel.: 0160 / 964 40 35 5 
  eMail: evalux@versanet-online.de 
 
 
Nina Lepsius 
 
Politikwissenschaftlerin, Geschäftsführerin der SPD im Rat der 
Stadt Leverkusen 
 
Mitglied im Kinder- und Jugendhilfeausschuss des Rates 
 
Kontakt:  Tel. 0214 / 475 73, 0172 / 235 06 98 
  eMail: nina.lepsius@stadt.leverkusen.de 
 
 
Prof. Dr. Karl Lauterbach 
 
Mitglied des Bundestags seit 2005, im Wahlkreis 102 
Leverkusen/Köln IV direkt gewählt mit 41,8 % der Stimmen 
 
Lauterbach fordert mehr „Qualität und Chancengleichheit“ in der 
Bildung. In seinem Buch „Der Zweiklassenstaat“ (2007) bemängelt 
er, dass das derzeitige deutsche Schulsystem weder die Begabten 
noch die Benachteiligten fördert. 
 
Kontakt: Tel.: 030 / 227-74870 
  eMail: karl.lauterbach@bundestag.de 
 
 
 



Zusammenfassung des Gutachtens 
 
(1.) Die von der Landesregierung geforderte Heterogenität der Schülerschaft in 
dem Sinne, dass mindestens ein Drittel eine (mindestens eingeschränkte) 
Grundschulempfehlung für das Gymnasium besitzen muss, ist nicht 
Voraussetzung für die Errichtung einer Gesamtschule.  
Das Fehlen einer auf die Gesamtschule bezogenen Schulformempfehlung schränkt die 
Eignung der Schulformempfehlung als Grundlage für die Beurteilung der Frage ein, ob 
ein Schüler voraussichtlich nach dem Besuch der Sekundarstufe I einer GES geeignet 
sein wird, mit Erfolg am Besuch der gymnasialen Oberstufe teilzunehmen. Da sich der 
Bildungsgang in der Sekundarstufe I in einer Gesamtschule einerseits und einem 
Gymnasium andererseits erheblich unterscheidet, was vor allem aus der längeren 
Dauer der Sekundarstufe I in der Gesamtschule deutlich wird, kann nicht angenommen 
werden, nur eine auf das Gymnasium (zumindest mit Einschränkungen) bezogene 
Schulformempfehlung enthalte die Prognose, der Schüler werde nach dem Besuch der 
Sekundarstufe I einer Gesamtschule mit Erfolg an dem Unterricht in der gymnasialen 
Oberstufe der Gesamtschule teilnehmen können. Die Prognose der Grundschule, der 
Schüler werde das Gymnasium mit Erfolg besuchen können, dürfte regelmäßig die 
Prognose einschließen, der Schüler werde auch an einer Gesamtschule die 
Hochschulreife erlangen können; der Gegenschluss ist aber in Folge der Unterschiede 
der Bildungsgänge nicht möglich. Der abweichenden Auffassung der Ministerin für 
Schule und Weiterbildung kann nicht gefolgt werden. 

(2.) Der Ganztagsbetrieb an Gesamtschulen kann nicht pauschal mit dem Hinweis 
auf andere Prioritäten der Landesregierung abgelehnt werden. Der Schulträger hat 
Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung, die die Besonderheiten des 
Einzelfalls berücksichtigt.  
 
(3.) Die Errichtung einer Gesamtschule kann der Stadt Leverkusen nicht alleine 
deswegen versagt werden, weil sie dem Nothaushaltsrecht unterliegt.  
Auch wenn Leverkusen die Bedingungen für ein genehmigungsfähiges 
Haushaltssicherungskonzept nicht erfüllt, heißt das nicht, dass der Stadt die Finanzkraft 
für die Errichtung der Schule fehlt. Wenn die bisherige Duldungspraxis der 
Kommunalaufsicht fortgesetzt wird, kann die Stadt im Rahmen von „Ausgabekorridor“ 
(Verwaltungshaushalt) und „Kreditdeckel“ (Investitionshaushalt) auch eine neue Schule 
errichten und betreiben. Aus Sicht des Gutachters ist es für die Finanzkraft des 
Schulträgers im Sinne des Schulgesetzes entscheidend, dass der Schulträger die 
faktische Fähigkeit (nicht: die gesetzliche Befugnis) hat, die notwendigen Ausgaben zu 
leisten. Das ergibt sich aus den unterschiedlichen Schutzzwecken des § 82 (1) GO 
NRW und § 81 Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 79 SchulG NRW: § 82 (1) schütze das 
Budgetrecht des Rates, § 79 SchulG NRW habe das Ziel, einen geordneten 
Schulbetrieb sicherzustellen. Aus der Tatsache, dass sich die Stadt Leverkusen in der 
vorläufigen Haushaltsführung befindet, kann nicht geschlossen werden, ihr fehle im 
Sinne von § 81 Abs. 3 Satz 4 die Finanzkraft für die Errichtung der Schule 
 
(4.) Die Stadt Leverkusen erfüllt durch ihre Beschlüsse die Voraussetzungen für 
die Genehmigung einer dritten Gesamtschule, vorausgesetzt die Finanzierung 
gelingt und den in (3.) genanten Bedingungen. 
 
(5.) Klagebefugnis der Stadt Leverkusen: Die Stadt Leverkusen kann gegen einen 
ablehnenden Bescheid eine Verpflichtungsklage einreichen.  



 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 



 
 
 
 
 



 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 



 
 
 
 



 

 
 
 



 

 
 



 

 
 
 
 
 



 



75. Jahrgang - Ausgabe 4, 2008

Die erwarten Eltern und Kinder zumindest
von ihren gewählten Kommunalvertretern.
Der große Zuspruch, den vor allem Ge-
samtschulen in vielen Städten derzeit er-
fahren, hat vielerorts die Diskussion über
einen weiteren Ausbau dieser Schulform
beflügelt. An zwei Beispielen dokumentiert
Die Kommunale den unterschiedlichen
Umgang mit dem Thema vor Ort. Wäh-
rend sich in Wuppertal SPD und CDU ge-

Bildungspolitik ohne Scheuklappen!?
meinsam aufmachen, die Schullandschaft
den Elternwünschen folgend umzubauen
und eine sechste Gesamtschule einrich-
ten wollen, begegnet die Initiative der un-
ter SPD-Führung agierenden Ratsmehrheit
in Leverkusen dem Sperrfeuer der Union.
In Solingen soll die einzige Gesamtschule
in kommunaler Trägerschaft, die derzeit
noch nicht ganztags unterrichtet, dem
Wunsch von Eltern und Lehrern folgend

auf der Basis eines einstimmigen Ratsbe-
schlusses künftig auch den Ganztag be-
kommen.

Die Bremser gegen eine solche Entwicklung
sitzen in Düsseldorf. Noch stellen sich Mi-
nisterin Sommer und ihr Staatssekretär quer,
eine zukunftsfähige Bildungslandschaft in
kommunaler Verantwortung voranzu-
bringen.

Dem Elternwillen
haben die Frak-
tionen von SPD

und CDU im Rat der
Stadt Wuppertal Rech-
nung getragen mit ihrem
gemeinsamen Antrag
zur Errichtung einer
sechsten Gesamtschule
in der Stadt. Im März des
Jahres hat der Rat der
Stadt Wuppertal auf In-

itiative der Kooperationsfraktionen den
„Grundsatzbeschluss zur Gründung einer
sechsten Gesamtschule“ gefasst. Die Verwal-
tung prüft zurzeit, wo und wann sie ihre Ar-
beit aufnehmen kann und was sie kosten wird.

Mit der Vorlage der Schulentwicklungs-
planung für die weiterführenden Schulen
waren die Wuppertaler Kommunalpolitiker

In Wuppertal wird eine sechste
Gesamtschule errichtet
Gemeinsame Initiative von SPD und CDU
von Klaus Jürgen Reese, Vorsitzender der SPD-Fraktion im Rat der
Stadt Wuppertal

aufgefordert worden, Entschei-
dungen über die Zukunft der
Wuppertaler Schullandschaft zu
treffen. Die Zahlen der Verwal-
tung belegen eindeutig: In dem
kommenden Jahren wird die Ge-
samtschule die einzige Schulform
sein, in der die Schülerzahlen weiter stei-
gen werden. In den Haupt- und Realschu-
len sowie in den Gymnasien gehen in den
nächsten Jahren in der Sekundarstufe 1 die
Schülerzahlen zum Teil deutlich zurück, nur
für die Gesamtschulen wird eine weitere Zu-
nahme von 2,5 Prozent prognostiziert.

Die Kapazitäten der bestehenden fünf Ge-
samtschulen in Wuppertal sind seit Jahren
erschöpft. In jedem Schuljahr werden rund
500 Kinder abgewiesen, obwohl für sie und
ihre Eltern die Gesamtschule die Schule ih-
rer Wahl ist.

Für die Sozialdemokraten im Wuppertaler
Rat war seit langem klar, dass der Anmelde-
überhang nur durch die Errichtung  einer
weiteren Gesamtschule abgebaut werden
kann. Für die Entwicklung der Schulland-
schaft in Wuppertal ist es von großer Be-
deutung, dass nun auch die CDU-Fraktion
erklärt hat: „Als Schulträger können und
wollen wir diese Entwicklung nicht ignorie-
ren und haben uns zur Durchsetzung des
Elternwillens entschlossen, einen Grund-
satzbeschluss zur Errichtung einer weiteren
Gesamtschule zu fassen.“

Zu einem Testfall für die Errichtung
neuer Gesamtschulen im schwarz-
gelb regierten NRW wird in den

kommenden Wochen Leverkusen. Der Rat
hat hier mehrheitlich für eine dritte Gesamt-
schule in der 162.000-Einwohner-Stadt
votiert. Der Antrag auf Genehmigung liegt
nun bei der Bezirksregierung Köln. Im Fall
eines ablehnenden Bescheids will die Rats-
mehrheit den Klageweg beschreiten.

Die Schulpolitik der Landesregierung trug
auch in Leverkusen zur steigenden Nach-
frage nach Gesamtschulplätzen bei: Ver-
bindliche Grundschulempfehlungen, „G-8“
und eine zögerliche Reaktion auf den zu-
nehmenden Elternwunsch nach einer Ganz-
tagsschule wirkten. 129 Schülerinnen und
Schüler bekamen im Anmeldeverfahren für
2007/08 keinen Platz an einer Gesamtschu-
le, in diesem Schuljahr sind es 154. Aus

Neue Gesamtschule in Leverkusen
Überparteiliches Bündnis will nötigenfalls vor Gericht ziehen

von Nina Lepsius, Geschäftsführerin der SPD-Ratsfraktion Leverkusen

Die Erwartung, über integrative Schulmodelle
könne nach den bildungspolitischen Diskus-
sionen im Gefolge der jüngeren Schulstudien
parteiübergreifend sachlich gesprochen wer-

den, erfüllt sich in Leverkusen
nicht. So malt die CDU-Frakti-
on ein umfassendes Schulster-
ben in der Kommune an die
Wand und unterstellt Gesamt-
schul-Befürwortern, sie diffa-
mierten Hauptschüler als „Rest-
schüler“ oder gar „Restmen-
schen“.

ELTERNBEFRAGUNG
BESTÄTIGT BEDARF
Nach dem Grundsatzbeschluss

folgte schon im November 2007 eine Eltern-
befragung, die den Bedarf bestätigte. Eine
überarbeitete Schulentwicklungsplanung
wurde mit den Nachbarkommunen abge-
stimmt, aus denen Schüler die Gesamtschu-
len des Mittelzentrums Leverkusen besu-
chen. Nach einem endgültigen Ratsbe-
schluss am 23. Juni 2008 legte die Stadt
Leverkusen den Errichtungsbeschluss zur
Genehmigung vor. Die Bezirksregierung
Köln hat derweil in einer Rundverfügung
ihre Rechtsauffassung zur Genehmigungs-
fähigkeit neuer Gesamtschulen dargelegt,

die aus Sicht der SPD-Fraktion zum Teil nicht
gerichtsfest ist.

STREITPUNKTE GANZTAG UND
LEISTUNGSHETEROGENITÄT
Der Ganztagsbetrieb wird für neue Ge-
samtschulen bisher mit dem lapidaren Hin-
weis auf andere Prioritätensetzungen der
Landesregierung abgelehnt. Zudem wird
die Leistungsheterogenität der Schüler-
schaft in dem Sinne, dass ein Drittel der
Schüler/innen für das Gymnasium geeig-
net sein müsse, zur Bedingung für die Er-
richtung einer neuen Gesamtschule ge-
macht. Indes: Auch wenn es keinen Rechts-
anspruch auf den Ganztagszuschlag gibt,
muss eine ermessensfehlerfreie Entschei-
dung im Einzelfall erfolgen. Die „Drittel-
parität“, im Schulgesetz nicht als Voraus-
setzung genannt, wird in gerade abenteu-
erlicher Weise rechtlich hergeleitet: Um mit
42 Schüler/innen in der Qualifikations-
phase der Oberstufe zu starten, müsse be-
reits bei Aufnahme in Klasse 5 ein Drittel
gymnasialgeeignet sein. Ob das rechtlich
haltbar ist, wird im Zweifelsfall vor Gericht
zu klären sein. Bildungspolitisch ist die
Aussage grotesk: Die Schulministerin un-
terstellt, dass Kinder in sieben Schuljahren
nichts dazu lernen.

„Für uns ist kein Platz an einer Gesamtschule!“

Sicht der Ratsmehrheit bestand
dringender Handlungsbedarf.

ÜBERPARTEILICHE
MEHRHEITEN GEGEN
CDU UND FDP
Getragen wird die Initiative für
eine neue Gesamtschule in Le-
verkusen durch ein buntes Bündnis, das sich
als stabil erwiesen hat: Neben SPD-Frakti-
on und Grünen unterstützen drei lokale
Wählergruppen und ein Einzelvertreter im
Rat das Vorhaben. Im Oktober 2007 fasste
die sorgsam geschmiedete Mehrheit den
Grundsatzbeschluss für die Errichtung ei-
ner neuen Gesamtschule. Die schwarz-gel-
ben Gegner der Schulgründung unterlagen
seither in allen Abstimmungen.

Dabei bekämpft vor allem die CDU als
stärkste Ratsfraktion das Vorhaben erbittert.

 Stephanie Hofschlaeger / PIXELIO

Kommunale
Bildungspolitik –
mehr als Räume
und Mobiliar
Dortmund macht ernst mit mehr kommu-
naler Verantwortung für den Bildungserfolg
von Kindern. Der im Frühjahr vorgelegte
erste kommunale Bildungsbericht der Stadt
soll hierfür eine weitere Grundlage legen.
Auf der Basis von strategischen Eckpunkten
wie der Sanierung von Gebäuden und Mo-
dernisierung der Ausstattung, der größeren
Selbstständigkeit von Schulen und dem
Aufbau von Anreiz und Unterstützungs-
systemen für eine qualitative Schulentwick-
lung soll er einen Beitrag zur objektiven
Messbarkeit der Erfolge der Stadt als
Schulträgerin leisten.
Der traditionellen Trennung innerer und
äußerer Schulangelegenheit hat Dort-
munds Oberbürgermeister Dr. Gerhard
Langemeyer schon lange eine Absage

erteilt. Sein erklärtes
Ziel ist es, schulisches
Scheitern nicht mehr
zu akzeptieren und
die „Vererbung von
Bildungsarmut“ zu
stoppen. Damit sich
die Entscheidungen
der Stadt an diesen

Vorgaben orientieren, bedarf es aussage-
kräftiger Indikatoren für den Erfolg von Bil-
dung in einer Stadt. Mit dem Bildungsbericht
– dem ersten einer nordrhein-westfälischen
Stadt – werden die Grundlagen zur Erfas-
sung von Bildungserfolgen in Dortmund und
den Vergleich zu überregionalen Daten ge-
schaffen. Dabei liefert die Analyse der
bildungsrelevanten Ressourcen der Famili-
en, die in einen schulspezifischen Sozialindex
eingehen, ebenso interessante Ergebnisse
wie die Evaluation des seit dem Jahr 2000
eingerichteten Schulentwicklungsfonds, aus
dem bislang 255 Maßnahmen der Schulent-
wicklung an 114 der 174 Dortmunder Schu-
len mit jährlich 300.000 Euro gefördert wer-
den konnten.

Der Bildungsbericht ist im Buchhandel er-
hältlich. Eine ausführliche Zusammenfas-
sung der Ergebnisse ist in einem Beitrag
von Renate Tölle, Leiterin des Schulver-
waltungsamtes der Stadt Dortmund, im
SGK-Internet in der Rubrik „Service/
Themenportal/Bildung“ abrufbar.

BildungBildungBildungBildungBildung/Schule/Schule/Schule/Schule/Schule
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Chronologie Gesamtschul-Initiative Leverkusen 
 
Februar 2007: Anmeldeüberhänge an den zwei Leverkusener Gesamtschulen: 
 

129 Kinder werden abgewiesen. 
 

22. Oktober 2007: Ratsbeschluss  
 

Der Rat der Stadt Leverkusen beschließt die Gründung einer dritten Gesamtschule im Le-
verkusener Stadtbezirk II. Dazu soll laut Beschluss die gesetzlich notwendige Erhebung des 
Elternwillens erfolgen. Wenn sich eine ausreichende Elternnachfrage ergibt, soll die Stadt ei-
nen geeigneten Standort vorschlagen, die erforderlichen Finanzen berechnen und die Schul-
gründung der Bezirksregierung zur Genehmigung vorlegen. Die dritte Gesamtschule soll bei 
Überarbeitung der Schulentwicklungspläne berücksichtigt werden.   

 
14.-30. November 2007: Elternbefragung 
 

An allen Leverkusener Grundschulen erhalten die Eltern der Dritt- und Viertklässler einen 
Fragebogen zur Schulwahl.  
Ergebnis: Projiziert auf die Anmeldungen des kommenden Schuljahrs ergibt sich ein zusätz-
licher Bedarf von 131 Gesamtschulplätzen. Davon entfallen 84 auf Leverkusener Schü-
ler/innen, 47 auf Schüler/innen aus Nachbargemeinden. Aus § 78 SchulG NRW ergibt damit 
keine Verpflichtung, aber eine Berechtigung zur Errichtung einer zusätzlichen Gesamtschule, 
da „ein gebietsübergreifendes Bedürfnis besteht“.  

 
12. Februar 2008: Ergebnis des Anmeldeverfahrens für das Schuljahr 2008/09 
 

154 Schülerinnen und Schüler wurden an den beiden Leverkusener Gesamtschulen abge-
lehnt, davon 124 aus Leverkusen, 19 aus Burscheid, 3 aus Odenthal (beide Rhein.-Berg. 
Kreis) und 8 aus anderen Gemeinden. Das Ergebnis teilt die Schulverwaltung am 
12.02.2008 per Rundschreiben den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen im Rat mit. 

 
28. April 2008: Ratsbeschluss: Beschluss des Standorts, Klarstellung der Rechtsgrundlage 
 

Der Rat beschließt den überarbeiteten Teilschulentwicklungsplan für Gesamtschulen mit in-
terfraktionell eingebrachten Änderungen.  Die vorgeschriebene Beteiligung der Schulen wird 
nachgeholt und die Teilschulentwicklungspläne werden im folgenden Ratsturnus erneut vor-
gelegt. Mit dem mehrheitlich beschlossenen Änderungsantrag wird der Beschluss zur Errich-
tung der dritten Leverkusener Gesamtschule zum Schuljahr 2009/10 bekräftigt und das Vor-
haben der Errichtung auf Grund der Berechtigung nach § 78 (6) SchulG NRW klargestellt. 
Weiterhin werden beschlossen: 
- das Gebäude der GHS Neucronenberger Straße als Standort 
- die auslaufende Auflösung der GHS Neucronenberger Straße ab dem Schuljahr 2009/10 
(ohne GES-Errichtung lt. Schulentwicklungsplanung auslaufende Auflösung ab 2010/11) 
- die unverzügliche Aufnahme von Gesprächen mit Nachbarkommunen zur vorgeschriebe-
nen Abstimmung der Schulentwicklungsplanung 
- die Vorlage eines Zeit- und Kostenplans zum nächsten Schulausschuss 

 
11. Juni / 23. Juni 2008: Schulausschuss / Ratssitzung 
 

Endgültiger Beschluss der überarbeiteten Teilschulentwicklungspläne für GES, HS. FöS und 
GS mit Stellungnahmen der Schulen, Jugendhilfe etc.  

 
24. Juni 2008: Rundverfügung der Bezirksregierung Köln zur Errichtung von Gesamtschulen 
 

Die Bezirkregierung Köln stellt Ihre Auffassung der rechtlichen Voraussetzungen für die Er-
richtung neuer Gesamtschulen dar:  
(1.) Berechtigung/Verpflichtung zur Errichtung einer Schule gem. § 78 Abs. 4 und 5 Schulgesetz 
NRW,  
(2.) Verpflichtung zur anlassbezogenen Darlegung der Schulentwicklungsplanung,  
(3.) Mindestgröße von Gesamtschulen: 4 Parallelklassen / 112 Schüler/innen; Mindestjahrgangsbreite 
in Qualifikationsphase der Oberstufe 42 Schüler/innen,  
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(4.) Leistungsheterogenität: min. 1/3 müsse bereits in Klasse 5 mindestens eingeschränkt gymnasi-
algeeignet sein (vgl. Antwort auf Kleine Anfrage DS 14/6466);  
(5.) Verpflichtung des Schulträgers zur Bereitstellung der erforderlichen Schulanlagen etc.,  
(6.) Ganztagsbetrieb: Verweis auf § 9 SchulG; „Derzeit stehen jedoch im Haushaltsplan des Landes 
NRW für neue Gesamtschulen keine Mittel zum Ganztagsbetrieb zur Verfügung.“ 
 

30. Juni 2008: Beantragung der Genehmigung einer dritten GES bei der Bezirkregierung Köln 
 
18. Juli 2008: Beauftragung eines Rechtsgutachtens zur Genehmigungsfähigkeit der Errichtung 
einer dritten Gesamtschule in Leverkusen durch die SPD-Fraktion im Rat der Stadt Leverkusen 
 

Gutachter: Dr. Christian-Dietrich Bracher, Kanzlei Redeker Sellner Dahs & Widmaier (Bonn) 
Fragen: 
(1.) Erfüllt die Stadt Leverkusen durch ihre Beschlüsse nach dem Schulgesetz die Voraussetzungen 
für die Errichtung einer dritten Gesamtschule? 
(2.) Ist die Leistungsheterogenität der Schülerschaft in dem Sinne, dass schon bei Aufnahme in 
Klasse 5 mindestens ein Drittel der Kinder zumindest mit Einschränkung für das Gymnasium geeignet 
sein muss, Voraussetzung für die Errichtung einer Gesamtschule? 
(3.) Kann der Ganztagsbetrieb pauschal mit dem Hinweis auf fehlende personelle Voraussetzungen 
(§ 9 SchulG) aufgrund anderer politischer Prioritäten der Landesregierung verweigert werden oder hat 
die Stadt Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung im Einzelfall? 
(4.) Kann die Errichtung einer neuen Gesamtschule im Fall der Stadt Leverkusen aus haushaltsrecht-
lichen Gründen (§ 82 GO NRW) als freiwillige Leistung abgelehnt werden, obwohl andere Investitio-
nen in erheblicher Höhe geduldet werden und ansonsten Einzelentscheidungen zu Investitionsvorha-
ben von der Bezirksregierung abgelehnt werden?  
(5.) Aus welchen Rechtspositionen lässt sich eine Klagebefugnis der Stadt Leverkusen gegen einen 
ablehnenden Bescheid der Bezirksregierung ableiten? 

 
23. Juli 2008: Rückfrage der Bezirksregierung Köln zum Antrag der Stadt Leverkusen vom 30.6.: 
 

Bitte um ergänzende Stellungnahme mit einer differenzierten Darstellung der zu erwartenden 
Auswirkungen auf den städtischen Haushalt.  

 
13. September 2008: Schlussfassung des Rechtsgutachtens liegt vor: 
Das zentrale Verhinderungsargument der Landesregierung gegen neue Gesamtschulen wider-
spricht der Rechtslage: 
 

(1.) Die von der Landesregierung geforderte Heterogenität der Schülerschaft in dem Sinne, dass min-
destens ein Drittel eine (mindestens eingeschränkte) Grundschulempfehlung für das Gymnasium besit-
zen muss, ist nicht Voraussetzung für die Errichtung einer Gesamtschule.  
Das Fehlen einer auf die Gesamtschule bezogenen Schulformempfehlung schränkt die Eignung der 
Schulformempfehlung als Grundlage für die Beurteilung der Frage ein, ob ein Schüler voraussichtlich 
nach dem Besuch der Sekundarstufe I einer GES geeignet sein wird, mit Erfolg am Besuch der gymna-
sialen Oberstufe teilzunehmen. Da sich der Bildungsgang in der Sekundarstufe I in einer Gesamtschule 
einerseits und einem Gymnasium andererseits erheblich unterscheidet, was vor allem aus der längeren 
Dauer der Sekundarstufe I in der Gesamtschule deutlich wird, kann nicht angenommen werden, nur ei-
ne auf das Gymnasium (zumindest mit Einschränkungen) bezogene Schulformempfehlung enthalte die 
Prognose, der Schüler werde nach dem Besuch der Sekundarstufe I einer Gesamtschule mit Erfolg an 
dem Unterricht in der gymnasialen Oberstufe der Gesamtschule teilnehmen können. Die Prognose der 
Grundschule, der Schüler werde das Gymnasium mit Erfolg besuchen können, dürfte regelmäßig die 
Prognose einschließen, der Schüler werde auch an einer Gesamtschule die Hochschulreife erlangen 
können; der Gegenschluss ist aber in Folge der Unterschiede der Bildungsgänge nicht möglich. Der 
abweichenden Auffassung der Ministerin für Schule und Weiterbildung kann nicht gefolgt werden. 

(2.) Der Ganztagsbetrieb an Gesamtschulen kann nicht pauschal mit dem Hinweis auf andere Prioritä-
ten der Landesregierung abgelehnt werden. Der Schulträger hat Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie 
Entscheidung, die die Besonderheiten des Einzelfalls berücksichtigt.  
 
(3.) Die Errichtung einer Gesamtschule kann der Stadt Leverkusen nicht alleine deswegen versagt wer-
den, weil sie dem Nothaushaltsrecht unterliegt. Auch wenn Leverkusen die Bedingungen für ein geneh-
migungsfähiges Haushaltssicherungskonzept nicht erfüllt, heißt das nicht, dass der Stadt die Finanzkraft 
für die Errichtung der Schule fehlt. Wenn die bisherige Duldungspraxis der Kommunalaufsicht fortgesetzt 
wird, kann die Stadt im Rahmen von „Ausgabekorridor“ (Verwaltungshaushalt) und „Kreditdeckel“ (Inves-
titionshaushalt) auch eine neue Schule errichten und betreiben. Aus Sicht des Gutachters ist es für die 
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Finanzkraft des Schulträgers im Sinne des Schulgesetzes entscheidend, dass der Schulträger die fakti-
sche Fähigkeit (nicht: die gesetzliche Befugnis) hat, die notwendigen Ausgaben zu leisten. Das ergibt 
sich aus den unterschiedlichen Schutzzwecken des § 82 (1) GO NRW und § 81 Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 
79 SchulG NRW: § 82 (1) schütze das Budgetrecht des Rates, § 79 SchulG NRW habe das Ziel, einen 
geordneten Schulbetrieb sicherzustellen. Aus der Tatsache, dass sich die Stadt Leverkusen in der vor-
läufigen Haushaltsführung befindet, kann nicht geschlossen werden, ihr fehle im Sinne von § 81 Abs. 3 
Satz 4 die Finanzkraft für die Errichtung der Schule 
 
(4.) Die Stadt Leverkusen erfüllt durch ihre Beschlüsse die Voraussetzungen für die Genehmigung einer 
dritten Gesamtschule, vorausgesetzt die Finanzierung gelingt und den in (3.) genanten Bedingungen. 
 
(5.) Klagebefugnis der Stadt Leverkusen: Die Stadt Leverkusen kann gegen einen ablehnenden Be-
scheid eine Verpflichtungsklage einreichen.  

 
19. September 2008, 11.30 Uhr: Pressekonferenz zur Vorstellung des Rechtsgutachtens   
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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 2317 
der Abgeordneten Renate Hendricks   SPD 
Drucksache 14/6209 
 
 
 
Begabungsgerechte Heterogenität an Gesamtschulen -  
Welche Regelungen bestehen,  
welche will das Ministerium noch auf den Weg bringen? 
 
 
 
Wortlaut der Kleinen Anfrage 2317 vom 12. Februar 2008: 
 
 
 
Gesetzlich geregelt ist die Vierzügigkeit für die Errichtung einer neuen Gesamtschule. Vier 
Klassen à 28 Kinder ergeben die magischen 112, die für eine Neugründung einer Gesamt-
schule erforderlich sind. 
 
Bei den Anmeldungen an die zu gründende Gesamtschule in Siegburg mussten nach Anga-
ben des Bürgermeisters entsprechend den Vorgaben des Landes Kinder mit Empfehlungen 
von jeder Schulform - Hauptschule, Realschule und Gymnasium - mit je einem Drittel vertre-
ten sein.  
 
Seit einiger Zeit wird in gut informierten Kreisen vermutet, dass das Ministerium für Schule 
und Weiterbildung zukünftig diese Drittelung der „begabungsgerechten Heterogenität“ an al-
len Gesamtschulen verpflichtend für die Anmeldungen vorschreiben will. Die Vermutung 
greift Raum, dass man versuchen will, das integrative Schulangebot in NRW stärker zu reg-
lementieren, um es aushöhlen. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Mit welcher Rechtswirksamkeit existiert die Vorschrift, dass für die Anmeldung an einer 

neu zu gründenden Gesamtschule Schüler und Schülerinnen zwingend mit je einem 
Drittel eine Empfehlung für die Hauptschule, Realschule und Gymnasium vorweisen 
müssen, um die Schülerzahl von 112 zusammen zu bekommen? 
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2. Bestehen in den vorhandenen Rechtsvorschriften Interpretationsmöglichen in Bezug 
auf die Forderung nach der Drittelung der Begabungsheterogenität?  

 
3. Warum beabsichtigt die Landesregierung zukünftig für alle Anmeldungen an Gesamt-

schulen die Drittelung der „Begabungsheterogenität“ zur zwingenden Voraussetzung zu 
machen? 

 
4. Wann will die Landesregierung die Rechtsgrundlage dafür schaffen? 
 
5. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus den wissenschaftlichen Ergebnis-

sen zu der Benachteiligung durch sozial differentielle Lernmilieus? 
 
 
 
Antwort der Ministerin für Schule und Weiterbildung vom 25. März 2008 namens der 
Landesregierung: 
 
 
Zu den Fragen 1 und 2 
 
Das Bedürfnis im Sinne des § 78 Abs. 4 und 5 Schulgesetz NRW (SchulG) für die Errichtung 
einer Gesamtschule hat nicht nur eine quantitative Komponente (erforderliche Schülerzahl), 
sondern auch eine qualitative Komponente (Leistungsheterogenität). Eine leistungshetero-
gene Schülerschaft ist ein wesentliches Strukturelement der Gesamtschule. 
 
Auch die „Vereinbarung der Kultusministerkonferenz über die Schularten und Bildungsgänge 
im Sekundarbereich I“ vom 03.12.1993 in der Fassung vom 2.6.2006 setzt eine solche Zu-
sammensetzung der Schülerschaft voraus; nach der KMK-Vereinbarung umfasst die integ-
rierte Gesamtschule die drei Bildungsgänge des Sekundarbereichs I. 
 
Eine Gesamtschule kann die nach § 82 Abs. 8 SchuIG erforderliche Schülerzahl der gymna-
sialen Oberstufe (42 Schülerinnen und Schüler im ersten Jahr der Qualifikationsphase) nur 
dann erreichen, wenn sie eine leistungsheterogene Schülerschaft in der Sekundarstufe I hat, 
also auch das obere Leistungsdrittel vertreten ist. Dies bedeutet konkret, dass ein Drittel der 
Kinder zumindest mit Einschränkungen für das Gymnasium geeignet sein müssen. 
 
In § 1 Abs. 2 der geänderten Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Sekundarstufe I  
(APO-S I) wurde daher in Übernahme bisheriger Vorgaben auch die Leistungsheterogenität 
als Aufnahmekriterium bei einem Anmeldeüberhang festgeschrieben.  
 
Im Übrigen geht die APO-S I auch in § 19 wie selbstverständlich davon aus, dass eine Ge-
samtschule eine hinreichende Zahl von Schülerinnen und Schülern hat, die in die gymnasiale 
Oberstufe übergehen werden; daher das Angebot in Latein und in Klasse 10 in Fächern der 
gymnasialen Oberstufe. 
 
 
Zu den Fragen 3 und 4 
 
Die Unterstellung, dass die Landesregierung beabsichtigt, zukünftig für alle Anmeldungen an 
Gesamtschulen die Leistungsdrittelung zur zwingenden Voraussetzung zu machen, trifft 
nicht zu. Insoweit verweise ich auf meine Antwort zu den Fragen 1 und 2. 
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Zur Frage 5 
 
Das im neuen Schulgesetz verankerte Prinzip der individuellen Förderung, die vorschulische 
Sprachförderung, die Erhöhung der Durchlässigkeit, die verstärkte Zusammenarbeit zwi-
schen Schule und Jugendhilfe, die erweiterten Ganztagshauptschulen und die Ergänzungs-
stunden zur individuellen Förderung in der Stundentafel der Schulen der Sekundarstufe I 
sind geeignet, Benachteiligungen durch sozial differenzierte Lernmilieus auszugleichen. Des 
Weiteren können die im Bereich der Hauptschule und der Gesamtschule von der Landesre-
gierung fortgeführten Projekte Sprachförderung 5/6 und Betrieb und Schule (BUS) sowie all-
gemein die Integrationshilfen für Schulen mit einem hohen Anteil von Schülerinnen und 
Schülern aus Migrantenfamilien ohne die erforderlichen Deutschkenntnisse genannt werden. 
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